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— Drucksache 12/1331 ^ 


Soziale Lage der Künstlerinnen und Künstler in den neuen Bundesländern 


Mit einem Urteil aus dem Jahr 1987 zum Künstlersozialversicherungsge- 
setz unterstrich das Bundesverfassungsgericht die soziale Verantwor- 
tung der Gesellschaft für die Künstlerinnen imd Künstler. Dieser Verant- 
wortung muß die Bundesrepublik Deutschland: vor allem jetzt nach- 
kommen, nachdem - wie erst unlängst Bimdespräsident Dr. Richard von 
Weizsäcker betonte - der Kultur eine prägende Bedeutung für das Zu- 
sammenwachsen der Deutschen zukommt. 

Denn die soziale Lage der Künstlerinnen imd Künstler ist besonders in 
den neuen Bundesländern unbefriedigend. Durch den Fortfall der staat- 
lichen und gesellschaftlichen Auftraggeber ergibt sich z. B. bei den 
bildenden Künstlern und Künstlerinnen ein starker Rückgang der Ein- 
nahmen, bei den Schriftstellern und Pubhzisten ergeben sich durch die 
Umstrukturierungen bei Presse und Verlagen große Umbrüche. Ein 
Kxmstmarkt nach westdeutschem Muster existiert zur Zeit noch nicht. 

Besonders drängend ist das Problem der ständig steigenden Ateliermie- 
ten: Nachdem Häuser aus dem kommunalen Eigentum ip privates 
Eigentum übergehen, werden die Ateliers wie Gewerberäume behan- 
delt und die Mieten drastisch (zum Teil bis zu 1 200 Prozent) angehoben. 
Der Konkurrenz -der Geschäfte und Firmen sind die Künstler und Künst- 
lerinnen nicht gewachsen: der Bundesverband Bildender Künstler ver- 
zeichnet zur Zeit ca. vier Kündigungen in der Woche. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesminister des Innern vom 12. No- 
vember 1991 übermittelt 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleiner Schrifttype - den Fragetext. 
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Die Bundesregierung wird die sozialen Probleme der Künstlet und 
Künstlerinnen durch ihre geplante Kürzimg der Bundesmittel für die 
Substanzerhaltimg imd Förderung der kulturellen Infrastruktur nach 
Artikel 35 des Einigungsvertrages verschärfen. Denn auf absehbare Zeit 
sind die neuen Bimdesländer noch nicht in der Lage, ihre Kulturhoheit 
allein wahmehmen zu können. Der Zusammenbruch zahlreicher Orche- 
ster, Theater imd Einrichtungen der Soziokultür ist absehbar. Die Auf- 
nahme der Künstler und Künstlerinnen in die Bestimmimgen des Ar- 
beitsförderungsgesetzes sowie die Übernahme von Sozialleistimgen zur 
Künstlersozialversicherung sind auf diesem Hintergrund nur erste 
Schritte, denen weitere der Bundesregierung folgen müssen. 

1. Wie beurteüt die Bundesregierung die Auffassimg, daß die für 1992 
geplante Kürzung der Bimdesmittel für die Substanzerhaltimg und 
Förderung der kulturellen Infrastruktur einen dramatischen Abbau 
von Arbeitsplätzen im Kulturbereich zur Folge haben wird, und wie 
gedenkt sie diese Auswirkungen zu verhindern? 


Mit den Mitteln des Bundes, der Länder und Gemeinden konnte 
1991 das kulturelle Leben im Beitrittsgebiet weitgehend aufrecht- 
erhalten werden. 

Das Bundesministerium des Innern hat frühzeitig die Konsequen- 
zen aus dem Einigungsvertrag gezogen und 1991 im Rahmen sei- 
ner beitrittsbedingten Mehrleistimgen in Höhe von 1,25 Mrd. DM 
für das Substanzerhaltungsprogramm 600 Mio. DM imd das Infra- 
strukturpmgramm 300 Mio, DM bereitgestellt. Diese Mittel haben 
folgende Wirkung: 

— Bimd, Länder und Kommunen haben den laufenden Finanzbe- 
darf, der für Kultur im Beitrittsgebiet besteht, weitgehend 
gedeckt. Die Betriebsfähigkeit aller wesentiichen kulturellen 
Einrichtungen ist aufrechterhalteh worden. Das kulturelle Netz 
ist nicht zerrissen. Es kann von einer erfolgreichen Rettimgs- 
aktion gesprochen werden. 

— Die Länder und Kommunen haben Zeit für eigene Struktur- 
Überlegungen gewonnen, die nicht allein unter dem Diktat feh- 
lender oder überaus knapper Mittel stehen. 

— Die für die Programme aufgestellten Forderungen nach der 
Erbringung von Komplementärmitteln hat verstärkt zu der Be- 
reitschaft der Länder und Komihunen geführt, weitere Mittel 
für die Kulturpflege aufzubringen. Sie haben im Durchschnitt 
gesehen die Höhe der für die Übergangsfinanzierimg einge- 
setzten Bundesmittel erreicht. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß es auch 1992 in 
einer erneuten, gemeinsamen Anstrengung gelingen wird, den 
Finanzbedarf für das kulturelle Leben in ausreichendem Maß zu 
decken. 


2. Ist die Bundesregierung nach wie vor der Auffassung, daß Künstler 
und Künstlerinnen steuerrechtlich als Gewerbetreibende einzustu^ 
fen sind? 


Die selbständig ausgeübte künstlerische Tätigkeit ist seit jeher 
keine gewerbhche, sondern eine freiberufliche Tätigkeit im Sinne 
des § 18 Abs. 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz. 
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3. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Künstler und Künst- 
lerinnen in den neuen Bundesländern zur Zeit wegen der Einstu- 
fung als Gewerbetreibende von den erheblichen Mietsteigerungen 
für ihre Arbeitsräume betroffen sind? 

4. InAvieweit greifen für Künstler und Künstlerinnen die Sonderrege- 
lungen für den gewerblichen Mieterschutz für vor dem 3. Oktober 
1991 geschlossene Verträge, und sieht die Bundesregierung bei den 
Ateliermieten eine Mögüchkeit, zum Schutz der Künstler und 
Künstlerinnen gesetzgeberisch vorzugehen? 


Der Bundesregierung liegen keine Informationen dazu vor, ob 
Künstler in den neuen Bundesländern von erheblichen Mietstei- 
gerungen für ihre Arbeitsräume betroffen sind. 

Die Höhe der Mietsteigerung hängt in erster Linie davon ab, ob es 
sich bei dem gemieteten Raum um ein reines Atelier handelt oder 
ob das Atelier Teil einer Wohnung ist und hierüber ein einheit- 
licher Vertrag abgeschlossen wurde. 

Liegt nach dem Inhalt des Vertrages der Schwerpunkt auf dem 
Wohnraum, ist eine Mieterhöhung nur im Rahmen der Ersten 
Grundmietenverordnung und nach der Betriebskosten-Umlage- 
verordnung möglich. Je nach Einkommenslage haben die Künst- 
ler in diesem Fall Anspruch auf Wohngeld, das im Einzelfall 
höhere Zahlungen gewährt als das Wohngeld in den westlichen 
Bundesländern und auch die Heizkosten in die wohngeldfähige 
Miete einbezieht. 

Liegt nach dem Inhalt des Vertrages der Schwerpunkt dagegen 
auf dem Atelier, ist eine Geschäftsraummiete gegeben. Für 
Geschäftsräume in den neuen Bundesländern traten die hierfür 
bestehenden Preisvorschriften der Deutschen Demokratischen 
Republik am 31. Dezember 1990 außer Kraft. Eine Änderung des 
Mietzinses bei bestehenden Mietverhältnissen kann, wenn sich 
die Vertragsparteien nicht einig sind, durch Änderungskündi- 
gung bewirkt werden. 

Soweit Künstler Geschäftsräume bereits vor dem 3. Oktober 1990 
angemietet haben, gelten für sie die im Einigungsvertrag vorge- 
sehenen besonderen Schutzvorschriften. Danach können sie 
innerhalb einer Übergangszeit einer Kündigung widersprechen 
und vom Vermieter die Fortsetzung des Mietverhältnisses verlan- 
gen, wenn die Kündigung eine erhebliche Gefährdung ihrer wirt- 
schaftlichen Lebensgrundlage mit sich bringt. 

Dieses Widerspruchsrecht gilt auch für Änderungskündigungen, 
die vom Vermieter zum Zwecke der Mietzinsanhebung ausge- 
sprochen werden. Der Vertragstreue Mieter verliert sein Wider- 
spruchsrecht nur dann, wenn er sich weigert, in eine angemes- 
sene Mieterhöhung oder eine Umlegung der Betriebskosten ein- 
zuwilligen. Angemessen ist hierbei „die ortsübliche Miete, die 
sich für Geschäftsräume oder Grundstücke gleicher Art und Lage 
nach Wegfall der Preisbindungen bildet" (Artikel 232 § 2 Abs. 5 
Satz 3 EGBGB). Die Künstler brauchen also Mieterhebungen nur 
bis zu der Höhe hinzunehmen, die an dem betreffenden Ort für 
vergleichbare Räume gezahlt wird. 

Darüber hinausgehende Eingriffe in das Mietrecht hält die Bun- 
desregierung nicht für sinnvoll. Regelungen, die eine Mietbegren- 
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zung vorsehen, würden sich nachteilig auf das Engagement mög- 
licher Investoren auswirken. Allein mit einer Ausweitung des 
Angebots durch Neubau und Sanierung kann aber der gegenwär- 
tige Angebotsmangel möglichst schnell behoben werden, ünd erst 
ein ausreichendes Angebot wird auf Dauer preisdämpfend wir- 
ken. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, beispielhaft Künstlerinnen und 
Künstler zu unterstützen, indem sie von einer Erhöhung der Atelier- 
mieten in bundeseigenen bzw. der Treuhand unterstehenden Ge- 
bäuden absieht? 


Bundeseigene Liegenschaften - so auch an Künstler vermietete 
Ateliers - dürfen nur zum vollen Wert vermietet werden. Der 
Bundeshaushalt sieht keine Ausnahmen von diesem Grundsatz 
für Künstlerateliers vor. Der Bund kann deshalb auch nicht auf 
nach dem Mietvertrag fällige Mieterhöhungen verzichten. Ent- 
sprechendes gilt auch für Liegenschaften der Treuhand. 


6. Wie hoch ist die Zahl der arbeitslos gemeldeten ostdeutschen 
Künstlerinnen und Künstler? 


Die Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit enthalten derzeit 
noch keine entsprechend detaillierten Angaben. 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bildende Künstler und Künst- 
lerinnen beim Bezug von Arbeitslosengeld wie Gewerbetreibende 
behandelt werden und entsprechend nur Leistungen beziehen kön- 
nen, wenn sie ihre selbständige Tätigkeit „nicht nur vorüber- 
gehend" aufgeben? 

8. Trifft es zu, daß arbeitslose Künstlerinnen und Künstler aus den 
neuen Bundesländern bereits gezahlte Leistungen dem Arbeitsamt 
zurückzahlen müssen bzw. das Arbeitsamt Leistungen rückwirkend 
aberkennt, wenn sie ihre berufliche Selbständigkeit erneut auf- 
nehmen? 


Die Arbeitslosenversicherung schützt grundsätzlich nur Arbeit- 
nehmer, d. h. Personen, die eine abhängige Beschäftigung ver- 
lieren, aber eine solche künftig weiterhin ausüben wollen. Ein An- 
spruch auf Arbeitslosengeld setzt deshalb einerseits voraus, daß 
der Anspruchsteller eine die Beitragspflicht zur Bundesanstalt für 
Arbeit begründende abhängige Beschäftigung von einiger Dauer 
ausgeübt hat, andererseits bereit und in der Lage ist, jederzeit 
eine zumutbare Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen 
des allgemeinen Arbeitsmarktes auszuüben, um die Arbeitslosig- 
keit zu beenden. 

Diese Voraussetzungen gelten für Arbeitnehmer im künstleri- 
schen Bereich in gleicher Weise wie für alle Arbeitnehmer. 

Selbständige zählen, unabhängig davon, welche Art der selbstän- 
digen Tätigkeit sie ausüben, nicht zum Schutzbereich der Arbeits- 
losenversicherung. Sie haben daher in aller Regel keinen An- 
spruch auf Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz. 
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Für Erwerbstätige, die in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik selbständig tätig waren, sieht das Arbeitsförderungsgesetz 
eine Sonderregelung vor. Danach können Zeiten der selbständi- 
gen Tätigkeit in der Deutschen Demokratischen Republik - bei 
Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen im übrigen - wie Zei- 
ten einer abhängigen Beschäftigung einen Anspruch auf Arbeits- 
losengeld begründen. Dieser Regelung liegt die Überlegung 
zugrimde, daß die berufliche Betätigung in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik außerhalb von Arbeitsverhältnissen wegen 
der ideologisch bedingten Beschränkungen, denen sie unterlag, 
nicht der „freien" Tätigkeit eines Selbständigen in der Marktwirt- 
schaft entsprach. Soweit diese Beschränkungen auch nach der 
Herstellung der deutschen Einheit Folgewirkungen in so gravie- 
render Weise auslöseh, daß eine konkurrenzfähige Fortführung 
der „selbständigen" Tätigkeit unter marktwirtschaftlichen Bedin- 
gungen nicht möglich ist und die Betroffenen daher künftig auf 
die Verwertung ihrer Arbeitskraft in einem Arb eit s Verhältnis 
angewiesen sind, soll ihnen in der Zeit bis zur Aufnahme einer 
neuen Beschäftigung ein gleichwertiger sozialer Schutz gewähr- 
leistet sein, wie den übrigen Personen, die eine abhängige 
Beschäftigung suchen. 

Ziel der Regelung ist hingegen nicht, Zeiten schwieriger Auftrags- 
oder Absatzlage Selbständiger durch Lohnersatzleistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz zu überbrücken. Die Aufgabe, die 
Wettbewerbsfähigkeit Selbständiger zu unterstützen, obliegt der 
Wirtschaftsförderung. Eine andere Regelung würde Personen, die 
sich in den neuen Bundesländern erstmals selbständig machen, 
gegenüber den bereits in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik selbständig tätigen Personen benachteiligen. 

Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz auf der Grundlage 
der angesprochenen Regelung stehen daher nur denjenigen Per- 
sonen zu, die eine abhängige Beschäftigung suchen. Damit ist die 
Fortführung der früheren, selbständigen Tätigkeit nicht zu ver- 
einbaren. Die Gleichsetzung der Zeiten selbständiger Tätigkeiten 
in der Deutschen Demokratischen Republik für einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld setzt deshalb den Nachweis voraus, daß 
diese Tätigkeit nicht weiter fortgeführt wird. 

Damit wird auch der mißbräuchlichen Inanspruchnahme von 
Arbeitslosengeld entgegengewirkt. 

Dies bedeutet allerdings nicht, daß sich die Betroffenen in der Zu- 
kunft jeder - die Arbeitslosigkeit nicht ausschließenden - freibe- 
ruflichen Betätigung zu enthalten hätten. Die gesetzliche Rege- 
lung verlangt lediglich, daß die selbständige Tätigkeit, die zur 
Begründung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld dient, aufgege- 
ben wurde. Andere selbständige Nebentätigkeiten, insbesondere 
wenn sie nur gelegentlich ausgeübt werden, stehen daher dem 
Anspruch auf Arbeitslosengeld wie bei allen Arbeitnehmern nicht 
entgegen. Die Unterscheidung, ob es sich bei der Betätigung 
eines Betroffenen um die Fortsetzung der früheren selbständigen 
Tätigkeit oder um eine neue selbständige Tätigkeit handelt, läßt 
sich nur im Einzelfall beurteilen. Sie dürfte - wegen der Besonder- 
heiten dieses Erwerbszweiges - im Bereich künstlerischer Betäti- 
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gung besonders schwierig sein. Von einer Fortsetzung der ehe- 
maligen selbständigen Tätigkeit kann dabei im allgemeinen 
jedenfalls dann nicht ausgegangen werden, wenn die Betätigung 
nur gelegentlich, in geringfügigem Umfang ausgeübt wird oder 
die frühere selbständige Betätigung längere Zeit nicht mehr aus- 
geübt wurde. 


9. Wie viele Künstler und Künstlerinnen arbeiten zur Zeit in AB- 
Maßnahmen, wie sind diese Maßnahmen beschaffen, und wie 
schätzt die Bundesregierung die Auswirkungen der beabsichtigten 
Kürzungen von ABM-Mitteln auf die Situation der Künstlerinnen 
und Künstler ein? 


Die Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit enthalten derzeit 
noch keine Angaben, aus denen sich auf die Zahl der in Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen beschäftigten Künstler und die Art der 
Maßnahme schließen ließe. Daher kann die Bundesregierung 
auch keine Aussagen über die Auswirkungen des Erlasses der 
Bundesanstalt für Arbeit vom 26. August/18. Oktober 1991 auf die 
besondere Berufsgruppe der Künstler machen. 


10. Ist gewährleistet, daß arbeitslose Künstlerinnen und Künstler nicht 
unter Druck gesetzt werden, fachfremde Umschulungsmaßnahmen 
und Arbeitsstellen anzunehmen? 


Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld setzt voraus, daß der Arbeits- 
lose eine zumutbare Beschäftigung unter den üblichen Bedingun- 
gen des allgemeinen Arbeitsmarktes ausüben kann und darf, be- 
reit ist, jede zumutbare Beschäftigung anzunehmen, die er aus- 
üben kann und darf, sowie an zumutbaren Maßnahmen zur 
beruflichen Ausbildung, Fortbildung und Umschulung, zur Ver- 
besserung der Vermittlungsaussichten sowie zur beruflichen 
Rehabilitation teilzunehmen. Ob eine Beschäftigung oder Maß- 
nahme der beruflichen Bildung dem betroffenen Arbeitslosen 
zumutbar ist, läßt sich nur anhand der konkreten Umstände des 
Einzelfalles unter Berücksichtigung insbesondere der bisherigen 
Tätigkeit, der abgeschlossenen Ausbildung und der beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten des Arbeitslosen, seiner familiären 
und sonstigen persönlichen Verhältnisse, der Dauer der Arbeits- 
losigkeit und der Lage und Entwicklung des für ihn in Betracht 
kommenden Arbeitsmarktes sowie der von Region zu Region 
jeweils unterschiedlichen wirtschaftlichen, strukturellen und so- 
zialen Bedingungen beurteilen. 

Danach ist gewährleistet, daß den Interessen der betroffenen 
Arbeitnehmer angemessen Rechnung getragen wird. , 


11. Wie beurteilt die Bundesregierung Forderungen, die Künstler und 
Künstlerinnen aus den neuen Bundesländern wegen ihrer schlech- 
ten Ertragslage für eine Übergangszeit als Berufseinsteiger in die 
Künstlersozialversicherung aufzunehmen? 
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Die selbständigen Künstler im Beitrittsgebiet sind ab 1. Januar 
1992 als Pflichtversicherte in den Schutz des Künstlersozialver- 
sicherungsgesetzes einbezogen. Das für die Versicherungspflicht 
erforderliche Mindestarbeitseinkommen entspricht der für das 
Beitrittsgebiet ab 1. Januar 1992 vorgesehenen Geringfügigkeits- 
grenze von 300 DM monatlich, die erheblich unter der für das 
übrige Bundesgebiet geltenden Grenze liegt. Das für die Künstler- 
sozialversicherung im Beitrittsgebiet erforderliche Mindest- 
arbeitseinkommen wird nur schrittweise, und zwar im Zuge der 
allgemeinen Angleichung der Geringfügigkeitsgrenzen ange- 
hoben. 

Mit dieser Regelung ist der besonderen Situation der selbständi- 
gen Künstler im Beitrittsgebiet Rechnung getragen worden. Für 
eine darüber hinausgehende Begünstigung in Form einer Anwen- 
dung der Berufsanfängerregelung auf sämtliche Künstler besteht 
kein Anlaß. Wollte man auf das Erfordernis eines Mindestarbeits- 
einkommens verzichten, würde dies eine Ungleichbehandlung 
gegenüber den Künstlern im übrigen Bundesgebiet darstellen. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die Künstler, die bis zum 
31. Dezember 1991 pflichtversichert sind, in den Jahren 1990 und 
1991 die Möglichkeit hatten und noch haben, sich auf die ver- 
änderten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse ein- 
zustellen. 


12. In welchem Umfang hat bisher die Stiftung Kulturfonds zur sozialen 
Sicherung der Künstler beigetragen, und können diese Zuwendun- 
gen die früheren sozialen Leistungen des Kulturfonds ersetzen? 


Im Einigungsvertrag wurde festgelegt, daß den Künstlern und 
Publizisten in den neuen Bundesländern, deren Jahreseinkom- 
men 24 000 DM nicht übersteigt, auf Antrag die von ihnen für das 
Jahr 1991 zu zahlenden Beiträge zur Kranken- und Rentenver- 
sicherung bis zur Hälfte erstattet werden können. 

Die Beitragsrückerstattung an die Künstler in den neuen Bundes- 
ländern soll aufgrund des Einigungsvertrages von der Stiftung 
Kulturfonds vorgenommen werden. 

In den Jahren 1991 und 1992 erhält die Stiftung Kulturfonds vom 
Bundesministerium des Innern dafür insgesamt 20 Mio. DM. Im 
Interesse der Künstler wird die Rückerstattung ihrer Beiträge für 
das 1. Halbjahr 1991 bereits im laufenden Jahr 1991 und für das 
2. Halbjahr im Jahr 1992 vorgenommen. 

Als weitere zusätzliche soziale Maßnahme haben die Künstler in 
den neuen Bundesländern die Möglichkeit, bei der Stiftung Kul- 
turfonds Anträge auf einmalige finanzielle Beihilfen in sozialer 
Notlage zu stellen. Die Stiftung Kulturfonds hat zur Gewährung 
solcher Beihilfen für das Jahr 1991 eine Summe in Höhe von 
140 000 DM bereitgestellt. ' 

Die vom Kulturfonds der Deutschen Demokratischen Republik 
geleisteten Zahlungen von monatlichen personengebundenen 
Zuwendungen an verdienstvolle Künstler oder Schriftsteller, die 
sich in der Invalidität befanden oder Altersrente bezogen und die 
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Mitglieder der Gewerkschaft Kunst oder der Künstlerverbände 
waren, beruhten auf einem Beschluß des Ministerrates der Deut- 
schen Demokratischen Republik vom 8. November 1973, der mit 
dem 3. Oktober 1990 seine Wirksamkeit verlor, so daß die Zahlun- 
gen mit dem 31. Dezember 1990 eingestellt worden sind. Die Stif- 
tung Kulturfonds sieht es nicht als ihre Aufgabe an, eine zusätz- 
liche soziale Altersversicherung für verdienstvolle Künstler oder 
Schriftsteller fortzuführen. Hinzuweisen ist auf andere Unterstüt- 
zungsmöglichkeiten, wie die Deutsche Künstlerhilfe oder die von 
den Verwertungsgesellschaften vorgesehenen Hilfen, die auch 
den Künstlern in den neuen Bundesländern offenstehen. 

Alle Künstler und Publizisten haben zudem das Recht, auf der 
Grundlage des Bundessozialhilfegesetzes vom 20. Januar 1987 
Geldleistungen oder Beihilfen in besonderen Lebenslagen in An- 
spruch zu nehmen. 


13. Wie ist nach Auffassung der Bundesregierung die soziale Ab- 
sicherung der älteren Künstlerinnen und Künstler in den neuen 
Bundesländern gewährleistet? 

Ist in diesem Zusammenhang ihrer Auffassung nach die finanzielle 
Ausstattung der Deutschen Künstlerhilfe für die verstärkte Förde- 
rung von Künstlerinnen und Künstlern aus den neuen Bundeslän- 
dern angemessen? 


Die selbständigen Künstler im Beitrittsgebiet sind bis zum 31. De- 
zember 1991 nach dem insoweit fortgeltenden Recht der Deut- 
schen Demokratischen Republik in der gesetzlichen Kranken- 
und Rentenversicherung pflichtversichert; sofern sie ihre künst- 
lerische Tätigkeit weiter ausüben, setzt die Pflichtversicherung 
nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz ein. 

Weil diese Künstler bereits nach den Vorschriften des DDR-Rechts 
pflichtversichert waren, ist ihre soziale Absicherung - wie die aller 
anderen nach dem ehemaligen DDR- Recht versicherten Personen 
- durch die Herstellung der Rechtseinheit in der Sozialversiche- 
rung gewährleistet. Dies gilt insbesondere auch für die Altersver- 
sicherung der schon älteren Künstler. Die rentenrechtliche Be- 
wertung der Zeiten der versicherten Tätigkeit in der Deutschen 
Demokratischen Republik richtet sich nach den allgemeinen Vor- 
schriften. 

Die in Zusatzversorgungssystemen erworbenen Ansprüche und 
Anwartschaften werden zum 31. Dezember 1991 in die Renten- 
versicherung überführt und bei der Rentenfeststellung berück- 
sichtigt. 

Die Deutsche Künstlerhilfe unterstützt auch die Künstler und 
Schriftsteller in den neuen Bundesländern, die mit ihrem Werk 
eine kulturelle Leistung für die Bundesrepublik Deutschland 
erbracht haben und durch Krankheit, Alter oder widrige Um- 
stände in finanzielle Bedrängnis geraten sind. Die finanziellen 
Auswirkungen der Einbeziehung von Künstlern und Schriftstel- 
lern aus den neuen Bundesländern in die Deutsche Künstlerhilfe 
sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht vorhersehbar. 
Nach den bisher vorliegenden Vorschlägen des jeweiligen Kultus- 
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ministers für eine Unterstützung von Künstlern, die ihren Wohn- 
sitz in ihrem Bundesland haben, ist davon auszugehen, daß der 
1990 zugestandene einigungsbedingte Aufwuchs, der zu einem 
Bundeszuschuß von 4,3 Mio. DM geführt hat, im Jahre 1992 neben 
dem Zuschuß der Länder von 2,18 Mio, DM ausreichen wird, um 
auch die Künstler und Schriftsteller aus den neuen Bundesländern 
angemessen durch die Deutsche Künstlerhilfe unterstützen zu 
können. 


14. Wie beurteilt die Bundesregierung Forderungen, vor allem mit 
Blick auf die neuen Bundesländer erneut den „Ergänzungsfonds 
Kunst am Bau" einzuführen? 


Der Ergänzungsfonds, 1977 für zusätzliche Aufträge an Bildende 
Künstler zur künstlerischen Ausgestaltung von Baumaßnahmen 
des Bundes eingerichtet, bestand bis 1984. Dieses sehr erfolg- 
reiche Programm wurde nach fünf Jahren Laufzeit aus finan- 
ziellen Gründen abgeschlossen. 

Ab 1977 standen dem Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau jährlich Mittel in Höhe von 4 Mio. DM zur 
Verfügung, die neben den bisherigen Aufwendungen in Höhe 
von bis zu 2 Prozent der anrechnungsfähigen Bausumme bei Bau- 
maßnahmen des Bundes für „Kunst am Bau" (RBBau K 7), also zu- 
sätzlich, für die künstlerische Gestaltung von Bundesbauten ein- 
gesetzt werden konnten. 

Die bauliche Situation in den neuen Bundesländern wird in den 
nächsten zehn Jahren geprägt sein von der notwendigen Moder- 
nisierung, Restaurierung, Instandsetzung und dem Umbau und 
weniger, in Ergänzung zu Vorhandenem, von Neubaumaßnah- 
men. Die Regelung der RBBau K 7, Beteiligung der Bildenden 
Künstler bei Baumaßnahmen des Bundes, ist in der Zielsetzung 
jedoch auf Neubaumaßnahmen ausgerichtet. 

Anstelle einer Novellierung der geltenden Richtlinie empfiehlt 
sich daher eine, unter Umständen befristete, Regelung für den 
Bereich der neuen Bundesländer. 

Zur Erweiterung des Arbeits- und Auftragsmarktes für Künstler 
und damit auch für künstlerisch tätige Handwerksbetriebe wird 
die Einrichtung eines Ergänzungsfonds im Bereich der neuen 
Bundesländer einschließlich Ost-Berlin grundsätzlich befürwortet. 

Es scheint allerdings notwendig, dies an folgende Auflagen zu 
binden: 

1. die Mittel können bei bestehenden bundeseigenen Bauten 
oder bei einer Nutzungsänderung bundeseigener Liegenschaf- 
ten für eine zusätzliche oder eine erstmalige künstlerische 
Ausgestaltung verwendet werden, 

2. die Mittel können verwendet werden zur Restaurierung, 
Instandsetzung oder, bei notwendiger räumlicher Verände- 
rung, zur Versetzung von Kunstwerken, unter jeweiliger Hin- 
zuziehung des Künstlers, 
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3. die Mittel können auch verwendet werden für eine zusätzliche 
künstlerische Ausgestaltung von Baumaßnahmen des Bundes, 
sofern die Mittel aus der RBBau K 7 nicht ausreichen (z. B. 
Repräsentationsbauten) , 

4. die Mittel können auch verwendet werden für Kunst im öffent- 
lichen Raum, sofern dies städtebaulich begründet ist und in 
Bezug auf bundeseigenen Bauten steht. 
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